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Juhalt: Geſetz, betreffend die Abänderung des Siebenten Titels im Allgemeinen Berggeſetze vom 24. Juni 
1865/19. Juni 1906, S. 97. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 

durch die Negierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 114. 


(Mr. 11207.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Siebenten Titels im Allgemeinen Berg⸗ 
geſetze vom 24. Juni 1865/19. Juni 1906. Vom 3. Juni 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 

Die nachſtehend bezeichneten Vorſchriften des Siebenten Titels im Allgemeinen 
Berggeſetze für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865/19. Juni 1906 
Geſetzſamml. 1865 S. 705, 1906 S. 199) werden wie folgt abgeändert: 

1. § 171 erhält folgende Faſſung: 

Die Arbeiter, welche im Betriebe der in dem Bezirk eines bereits 
beſtehenden oder neu gegründeten Knappſchaftsvereins belegenen Berg⸗ 
werke, Aufbereitungsanſtalten, Salinen und zugehörigen Betriebsanſtalten 
ſowie der zu dem Knappſchaftsvereine gehörigen Hüttenwerke und 
ſonſtigen Gewerbsanlagen beſchäftigt werden, ſind mit Ausnahme der 
unſtändig Beſchäftigten Mitglieder der Krankenkaſſe des Knappſchafts⸗ 
vereins oder der errichteten beſonderen Krankenkaſſe ($ 168 a). Einer 
Beitrittserklärung bedarf es nicht. Unſtändig iſt die Beſchäftigung, 
die auf weniger als eine Woche entweder nach der Natur der Sache 
beſchränkt zu ſein pflegt oder im voraus durch den Arbeitsvertrag 
beſchränkt iſt. ? 

Mitglieder der Krankenkaſſen find auch die ausſchließlich oder 
vorwiegend für den techniſchen, wirtſchaftlichen oder kaufmänniſchen 
Betrieb eines oder mehrerer der im Abſ. 1 bezeichneten Werke beſchäf⸗ 
tigten Beamten (Werksbeamten) ſowie die Verwaltungsbeamten der 
Knappſchaftsvereine und beſonderen Krankenkaſſen ($ 168 a). 

Vorausſetzung der Mitgliedſchaft iſt für die in Abſ. 1 und 2 
Bezeichneten, daß ſie gegen Entgelt (Abſ. 4) beſchäftigt werden, für 
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die im Abf. 2 Bezeichneten außerdem, daß nicht ihr regelmäßiger 
Jahresarbeitsverdienſt zweitauſendfünfhundert Mark an Entgelt überſteigt. 

Zum Entgelt gehören neben Gehalt oder Lohn auch Gewinn⸗ 
anteile, Sach- und andere Bezüge, die das Mitglied, wenn auch nur 
gewohnheitsmäßig, ſtatt des Gehalts oder Lohnes oder neben ihm von 
dem Arbeitgeber oder einem Dritten erhält. Der Wert der Sachbezüge 
wird nach den durch das Verſicherungsamt gemäß § 160 Abſ. 2 der 


Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 eichs⸗Geſetzbl. S. 509) 


feſtgeſetzten Ortspreiſen berechnet. 

Zum Beitritte berechtigt ſind auch die übrigen Werksbeamten und 
Verwaltungsbeamten der Knappſchaftsvereine und beſonderen Kranken- 
kaſſen (§ 168 a). 


— |— 


In Staatsbetrieben mit Penſionsberechtigung angeſtellte Beamte | 


unterliegen den Vorſchriften in Abſ. 2 bis 5 nicht. Sie ſind indeſſen 

zum Beitritte berechtigt, wenn die vorgeſetzte Dienſtbehörde zuſtimmt. 
Die Beitrittsberechtigung erliſcht in allen Fällen, wenn das regel⸗ 

mäßige jährliche Geſamteinkommen viertauſend Mark überſteigt. 


5 171a Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


— 


Auf ſeinen Antrag wird von dem Beitrittszwange befreit, wer 


auf die Dauer nur zu einem geringen Teile arbeitsfähig iſt, ſolange 


der vorläufig unterſtützungspflichtige Armenverband einverſtanden iſt. 


Hinter § 171 a werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 


§171aa. 


Die Mitglieder der Krankenkaſſe eines Knappſchaftsvereins oder 


einer befonderen Krankenkaſſe (§ 168 a) können einer Orts⸗, Land, 


Betriebs⸗ oder Innungskrankenkaſſe nicht angehören. 


$ 171ab, 


Von Mitgliedern, die nachweislich bereits der Krankenkaſſe eines | 
anderen Knappſchaftsvereins oder einer anderen befonderen Kranken⸗ 
kaſſe ($ 168 a) oder einer Orts-, Land-, Betriebs⸗ oder Innungskranken⸗ 


kaſſe angehört haben, darf Eintrittsgeld nur erhoben werden, wenn 
zwiſchen Ausſcheiden und Beitritt mehr als ſechsundzwanzig Wochen 
liegen. 5 
. $ 171b erhält folgende Faſſung: 

Die Knappſchaftsvereine und beſonderen Krankenkaſſen (§ 168 a) 
müſſen ihren Mitgliedern und deren Angehörigen an Krankenhilfe, 
Wochengeld und Sterbegeld mindeſtens die Regelleiſtungen der Orts⸗ 
krankenkaſſen nach den Vorſchriften des Zweiten Buches der Reiche 


verſicherungsordnung gewähren. Das Krankengeld können ſie mit 


Genehmigung der Aufſichtsbehörde anders als wöchentlich, längſtens 
jedoch halbmonatlich zahlen. 

Der Anſpruch auf die Regelleiſtungen entſteht für die Beitritts 
pflichtigen mit ihrer Mitgliedſchaft ($ 171 Abſ. 1 bis 3). 

Mehrleiſtungen ſind nach näherer Beſtimmung der Satzungen in 
demſelben Umfange zuläſſig, wie er im Zweiten Buche der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung für Ortskrankenkaſſen vorgeſehen iſt. Außerdem 
find zuläſſig ſatzungsmäßige Beſtimmungen, nach welchen den Knapp⸗ 
ſchaftsinvaliden und deren Angehörigen gegen Entrichtung von Beiträgen 
freie Kur und Arznei in Krankheitsfällen ſowie den Mitgliedern des 
Knappſchaftsvereins oder der Krankenkaſſe und deren Angehörigen oder 
Hinterbliebenen in Fällen der Notlage nach dem Ermeſſen des Vor⸗ 
ſtandes außerordentliche Unterſtützungen gewährt werden können. Steht 
nach der Satzung eines Knappſchaftsvereins den Knappſchaftsinvaliden 
und ihren Angehörigen freie Kur und Arznei in Krankheitsfällen zu, 
ohne daß die Invaliden hierfür Beiträge zu entrichten haben, ſo ſind 
dieſe Leiſtungen für Rechnung der Penſionskaſſe zu gewähren. 

Beſtimmt die Satzung für den Anſpruch auf Mehrleiſtungen eine 
Wartezeit, ſo können Mitglieder, die zur Erfüllung ihrer Dienſtpflicht 
im Heere oder der Marine ausſcheiden, dieſe Wartezeit auf die Dauer 
der Dienſtzeit ſowie noch auf höchſtens ſechsundzwanzig Wochen unter⸗ 
brechen. In dieſem Falle darf von ihnen kein neues Eintrittsgeld 
erhoben werden. 

Die Satzung hat in entſprechender Anwendung des § 180 der 
Reichsverſicherungsordnung den Grundlohn feſtzuſetzen. Inſoweit die 
Feſtſetzung der Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts bedarf, tritt an 
deren Stelle die Zuſtimmung des Oberbergamts. 

Die Satzung kann mit Zuſtimmung des Oberbergamts für kleinere 
Heilmittel einen Höchſtbetrag feſtſetzen, auch beſtimmen, daß die Kaſſe 
bis zu dieſer Höhe einen Zuſchuß für größere Heilmittel gewähren darf. 

Der Höchſtbetrag einer nach der Satzung wider ein Mitglied zu 
verhängenden Ordnungsſtrafe darf den dreifachen Betrag des täglichen 
Krankengeldes und bei Knappſchaftsinvaliden das Dreifache desjenigen 
Betrags, welchen ſie als Krankengeld zuletzt zu beanſpruchen hatten, 
für jeden einzelnen mit Ordnungsſtrafe zu belegenden Fall nicht überſteigen. 
Hinter § 171 b werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 

§ 171 ba. 

Für Verſicherungsfälle, die bereits eingetreten ſind, können durch 
Satzungsänderung die Leiftungen erhöht, nicht aber herabgeſetzt werden; 
Anderungen des Grundlohns haben keinen Einfluß. 

Tritt ein Verſicherter, der Kaſſenleiſtungen bezieht, von einer Orts-, 
Land-, Betriebs- oder Innungskrankenkaſſe zu der Krankenkaſſe eines 
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Knappſchaftsvereins oder einer beſonderen Krankenkaſſe (§ 168 a) oder 
tritt er von der Krankenkaſſe eines Knappſchaftsvereins oder einer be⸗ 
ſonderen Krankenkaſſe zu einer Orts-, Lande, Betriebs⸗ oder Innungs⸗ 
krankenkaſſe über, ſo übernimmt die Kaſſe, zu der er übertritt, die 
weitere Leiſtung nach ihrer Satzung. Die Zeit der bereits genoſſenen 
Leiſtung wird angerechnet. Die Mehrleiſtungen erhält er nur, wenn 
er ſchon in ſeiner früheren Kaſſe Anſpruch auf Mehrleiſtungen erworben 
hatte. Das gleiche gilt beim Wechſel der Mitgliedſchaft zwiſchen 
Krankenkaſſen von Knappſchaftsvereinen oder beſonderen Krankenkaſſen 
($ 168a). 

Hat die Krankenkaſſe eines Knappſchaftsvereins oder eine befondere 
Krankenkaſſe ($ 168 a) für eine Perſon nach vorſchriftsmäßiger und 
nicht vorſätzlich unrichtiger Anmeldung drei Monate ununterbrochen 
und unbeanſtandet die Beiträge angenommen und ſtellt ſich nach Ein— 
tritt des Verſicherungsfalls heraus, daß die Perſon nicht beitrittspflichtig 
und nicht beitrittsberechtigt geweſen iſt, ſo muß ihr die Kaſſe gleichwohl 
die ſatzungsmäßigen Leiſtungen gewähren. 


§ 171 bb. 

Kranke Mitglieder der Krankenkaſſe eines Knappſchaftsvereins oder 
einer beſonderen Krankenkaſſe (§ 168 a), die außerhalb des Bezirkes 
ihrer Kaſſe wohnen, erhalten auf Erfordern ihrer Kaſſe die ihnen bei 
ihr zuſtehenden Leiſtungen von der allgemeinen Ortskrankenkaſſe des 
Wohnorts. Gehört der Wohnort zum Bereich einer Knappſchaftskaſſe, 
ſo hat, von dringenden Fällen abgeſehen, dieſe die vorläufige Hilfe zu 
bewilligen. Das gleiche gilt für berechtigte Familienmitglieder ſowie 
für ausgeſchiedene Erwerbsloſe (§ 171 e). 

Das gleiche gilt für ein Mitglied, das während eines vorüber⸗ 
gehenden Aufenthalts außerhalb ſeines Kaſſenbereichs erkrankt, ſolange 
es ſeines Zuſtandes wegen nicht nach ſeinem Wohnorte zurückkehren 
kann. Eines Antrags ſeiner Kaſſe bedarf es nicht. Die Kaſſe, welche 
die Leiſtungen gewährt, hat jedoch binnen einer Woche den Eintritt 
des Verſicherungsfalls der Krankenkaſſe des Knappſchaftsvereins oder 
der beſonderen Krankenkaſſe (§ 168 a) mitzuteilen und ſoll deren Wünſche 
wegen der Art der Fürſorge tunlichſt befolgen. 

Erkrankt ein Mitglied im Auslande, ſo erhält es, ſolange es ſeines 
Zuſtandes wegen nicht ins Inland zurückkehren kann, die ihm bei 
ſeiner Kaſſe zuſtehenden Leiſtungen vom Arbeitgeber. Dieſer hat 
binnen einer Woche den Eintritt des Verſicherungsfalls der Kaffe mit- 
zuteilen und ſoll deren Wünſche wegen der Art der Fürſorge tunlichſt 
befolgen; die Kaſſe kann die Fürſorge ſelbſt übernehmen. 

Die Krankenkaſſe des Knappſchaftsvereins oder die beſondere Kranken⸗ 
kaſſe, deren Mitglied die Leiſtungen bezogen hat, hat der anderen Kaſſe 
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und dem Arbeitgeber die Koſten zu erſtatten. Dabei gelten drei Achtel 
des Grundlohns als Erſatz der Koſten für die Krankenpflege. 

Bei Streit über die Erſtattungsanſprüche entſcheidet das Ver⸗ 
ſicherungsamt im Spruchverfahren nach den Vorſchriften der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung. 
$ 171e Abſ. 2 fällt fort. 
§ 171d erhält folgende Faſſung: 

Scheidet ein Mitglied, das bei der Krankenkaſſe eines Knappſchafts⸗ 
vereins oder einer beſonderen Krankenkaſſe ($ 168 a) oder auf Grund 
der Reichsverſicherung in den vorangegangenen zwölf Monaten mindeſtens 
ſechsundzwanzig Wochen oder unmittelbar vorher mindeſtens ſechs Wochen 
verſichert war, aus der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung aus, ſo 
kann es in ſeiner Klaſſe oder Lohnſtufe Mitglied bleiben, ſolange es 
ſich regelmäßig im Inland aufhält und nicht Mitglied einer anderen 
Knappſchafts⸗ oder einer Orts-, Land-, Betriebs- oder Innungskranken⸗ 
kaſſe wird. Es kann in eine niedere Klaſſe oder Lohnſtufe übertreten. 

Wer Mitglied bleiben will, muß es der Kaſſe binnen drei Wochen 
nach dem Ausſcheiden oder, falls das Mitglied arbeitsunfähig iſt und 
Kaffenleiftungen empfängt, nach Beendigung der Kaſſenleiſtungen 
anzeigen. Wer jedoch in der zweiten oder dritten dieſer Wochen er⸗ 
krankt, hat für dieſe Krankheit, vorbehaltlich des H 171e, Anſpruch 
auf die Kaſſenleiſtungen nur, wenn er die Anzeige in der erſten Woche 
gemacht hat. Der Anzeige ſteht es gleich, wenn in der gleichen Friſt 
die ſatzungsgemäßen Beiträge voll gezahlt werden. Mit Zuſtimmung 
des Oberbergamts kann die Satzung längere Friſten beſtimmen. 

Zur Erhaltung der Mitgliedſchaft haben die in Abſ. 1 und 2 
erwähnten Mitglieder die vollen für andere Kaſſenmitglieder von dieſen 
und von den Werksbeſitzern aufzubringenden Beiträge ($$ 174 und 175) 
aus eigenen Mitteln zu leiſten. Sie dürfen weder Stimmrechte aus⸗ 
üben noch Kaſſenämter übernehmen, ſoweit letzteres nicht im § 179 
Abſ. 2 ausdrücklich zugelaſſen iſt. 

Hinter § 171d wird folgender § 171 da eingeſchaltet: 

Die Mitgliedſchaft Beitrittsberechtigter erliſcht, wenn fie dem Vor⸗ 
ſtand ihren Austritt anzeigen. Das gleiche gilt, wenn fie zweimal 
nacheinander am Zahltage die Beiträge nicht entrichten und ſeit dem 
erſten dieſer Tage mindeſtens vier Wochen vergangen find. Die Satzung 
kann dieſe Friſt bis zum nächſtfolgenden Zahltage verlängern. 

Erfährt der Vorſtand der Kaſſe glaubhaft, daß das regelmäßige 
jährliche Geſamteinkommen eines beitrittsberechtigten Mitglieds vier⸗ 
tauſend Mark überſteigt, ſo hat er dieſem Mitglied alsbald mitzuteilen, 
daß ſeine Mitgliedſchaft erloſchen ſei. Die Mitgliedſchaft erliſcht mit 
der Zuſtellung der Mitteilung. 
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9. § 171e erhält folgende Faſſung: 


1 
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Scheiden Kaſſenmitglieder wegen Erwerbsloſigkeit aus, die in den 
vorangegangenen zwölf Monaten mindeſtens ſechsundzwanzig Wochen 
oder unmittelbar vorher mindeſtens ſechs Wochen bei der Krankenkaſſe 
eines Knappſchaftsvereins oder einer beſonderen Krankenkaſſe (§ 168 a) 
oder auf Grund der Reichsverſicherung verſichert waren, ſo verbleibt 
ihnen der Anſpruch auf die Regelleiſtungen der Kaſſe, wenn der Ver⸗ 
ſicherungsfall während der Erwerbsloſigkeit und binnen drei Wochen 
nach dem Ausſcheiden eintritt. Die Kaſſe hat dem Berechtigten auf 
Antrag ſeinen Anſpruch auf dieſe Leiſtungen zu beſcheinigen. 

Sterbegeld wird auch nach Ablauf der drei Wochen gewährt, 
wenn die Krankenhilfe bis zum Tode geleiſtet worden iſt. 

Der Anſpruch fällt weg, wenn der Erwerbsloſe ſich im Ausland 
aufhält und die Satzung nichts anderes beſtimmt. 


Hinter 8 171e werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 


§ 171f. 

Die Beziehungen zwiſchen den Knappſchaftsvereinen, ſoweit ſie 
Krankenkaſſenleiſtungen gewähren, ſowie beſonderen Krankenkaſſen (§ 168 a) 
und Arzten werden durch ſchriftlichen Vertrag geregelt; die Bezahlung 
anderer Arzte kann die Kaffe, von dringenden Fällen abgefehen, 
ablehnen. 

Soweit es die Kaſſe nicht erheblich mehr belaſtet, ſoll ſie ihren 
Mitgliedern die Auswahl zwiſchen mindeſtens zwei Arzten freilaſſen. 
Wenn das Mitglied die Mehrkoſten ſelbſt übernimmt, ſteht ihm die 
Auswahl unter den von der Kaſſe beſtellten Arzten frei. Die Satzung 
kann jedoch beſtimmen, daß der Behandelte während desſelben Ver⸗ 
ſicherungsfalls oder Geſchäftsjahrs den Arzt nur mit Zuſtimmung des 
Vorſtandes wechſeln darf. 

Wird bei einer Krankenkaſſe die ärztliche Verſorgung dadurch 
ernſtlich gefährdet, daß die Kaſſe keinen Vertrag zu angemeſſenen Be⸗ 
dingungen mit einer ausreichenden Zahl von Arzten ſchließen kann 
oder daß die Arzte den Vertrag nicht einhalten, ſo ermächtigt das 
Oberverſicherungsamt ($ 61 der Reichsverſicherungsordnung) die Kaſſe 
auf ihren Antrag widerruflich, ſtatt der Krankenpflege oder ſonſt er⸗ 
forderlichen ärztlichen Behandlung eine bare Leiſtung bis zu zwei 
Dritteln des Durchſchnittsbetrags ihres geſetzlichen Krankengeldes zu 
gewähren. 

Das Oberverſicherungsamt GBeſchlußkammer) kann zugleich be⸗ 
ſtimmen: 

1. wie der Zuſtand deſſen, der die Leiſtungen erhalten ſoll, anders als 
durch ärztliche Befcheinigungen nachgewieſen werden darf; 
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2. daß die Kaffe ihre Leiſtungen fo lange einſtellen oder zurückbehalten 
darf, bis ein ausreichender Nachweis erbracht iſt , 

3. daß die Leiſtungspflicht der Kaſſe erliſcht, wenn binnen einem 
Jahre nach Fälligkeit des Anſpruchs kein ausreichender Nachweis 
erbracht iſt 

4. daß die Kaſſe diejenigen, denen ſie ärztliche Behandlung zu ge⸗ 
währen hat, in ein Krankenhaus verweiſen darf, auch wenn die 
Vorausſetzungen des § 184 Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung 
nicht vorliegen. 

Gegen den Beſchluß des Oberverſicherungsamts (Abſ. 3 und 4) 
hat der Kaſſenvorſtand die Beſchwerde bei dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe. f 

$ 1718. 


Die Satzung kann den Vorſtand ermächtigen, die Krankenhaus: 
behandlung nur durch beſtimmte Krankenhäuſer zu gewähren und, wo 
die Kaſſe Krankenhausbehandlung zu gewähren hat, die Bezahlung 
anderer Krankenhäuſer, von dringenden Fällen abgeſehen, abzulehnen. 

Dabei dürfen Krankenhäuſer, die lediglich zu wohltätigen oder 
gemeinnützigen Zwecken beſtimmt oder von öffentlichen Verbänden oder 
Körperſchaften errichtet und die bereit ſind, die Krankenhauspflege zu 
den gleichen Bedingungen wie die im Abſ. 1 bezeichneten Kranken⸗ 
häuſer zu leiſten, nur aus einem wichtigen Grunde mit Zuſtimmung 
des Oberverſicherungsamts ausgeſchloſſen werden. 


$ 171ga. 

Genügt bei einer Krankenkaſſe die ärztliche Behandlung oder 
Krankenhauspflege nicht den berechtigten Anforderungen der Erkrankten, 
fo kann, vorbehaltlich des $ 171f Abſ. 3 bis 5, das Oberverſicherungs⸗ 
amt nach Anhören der Kaſſe jederzeit anordnen, daß dieſe Leiſtungen 
noch durch andere Arzte oder Krankenhäuſer zu gewähren ſind. 

Dieſe Anordnung ſoll nur auf ſo lange getroffen werden, wie 
es ihr Zweck fordert, und bedarf, wenn ſie über ein Jahr gelten ſoll, 
der Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe. 

Wird die Anordnung nicht binnen der geſetzten Friſt befolgt, ſo 
kann das Oberverſicherungsamt ſelbſt das Erforderliche auf Koſten der 
Kaffe veranlaſſen. Verträge, welche die Kaffe mit Arzten oder Kranken⸗ 
häuſern bereits geſchloſſen hat, bleiben unberührt. 

Die Kaſſe hat gegen dieſe Anordnungen und Maßnahmen binnen 
einer Woche die Beſchwerde bei dem Miniſter für Handel und Gewerbe. 


§ 17 1h. 


Für die Beziehungen zwiſchen den Krankenkaſſen und den Zahn⸗ 
ärzten gelten die $$ 171 f Abſ. 1, 171 ga entſprechend. 
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§ 1711. 

Die Satzung kann den Vorſtand ermächtigen, innerhalb des Kaſſen⸗ 
bereichs oder mit Genehmigung des Verſicherungsamts, in deſſen Bezirke 
die Kaſſe ihren Sitz hat, darüber hinaus wegen Lieferung der Arznei 
mit einzelnen Apothekenbeſitzern oder verwaltern oder, ſoweit es ſich 
um die dem freien Verkehr überlaſſenen Arzneimittel handelt, auch mit 
anderen Perſonen, die ſolche feilhalten, Vorzugsbedingungen zu verein⸗ 
baren. Alle Apothekenbeſitzer und werwalter im Bereiche der Kaſſe 
können ſolchen Vereinbarungen beitreten. Der Vorſtand kann dann, 


von dringenden Fällen abgeſehen und vorbehaltlich des Abſ. 5, die Ber. 


zahlung der von anderer Seite gelieferten Arznei ablehnen. 

Genügt die Arzneiverſorgung, die eine Kaſſe gewährt, nicht den 
berechtigten Anforderungen der Erkrankten, fo gilt $ 171 ga entſprechend. 

Die Apotheken haben den Krankenkaſſen für die Arzneien einen 
Abſchlag von den Preiſen der Arzneitaxe zu gewähren. Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe beſtimmt feine Höhe; er kann ihn für die 
einzelnen Apotheken davon abhängig machen, daß die Kaſſe aus ihnen 
mindeſtens zu einem beſtimmten Betrage bezieht. 

Der für den Sitz des Knappſchaftsvereins oder der beſonderen 
Krankenkaſſe (§ 168 a) zuſtändige Regierungspräſident ſetzt unter Rück⸗ 
ſicht auf die örtlichen Verhältniſſe und die im Handverkauf üblichen 
Preiſe die Höchſtpreiſe von ſolchen einfachen Arzneimitteln feſt, welche 
ſonſt ohne ärztliche Verſchreibung (im Handverkauf) abgegeben zu werden 
pflegen. Dieſe Höchſtpreiſe dürfen einen Betrag nicht überſchreiten, 
der ſich nach Abſ. 3 ergibt. Der Miniſter für Handel und Gewerbe 
kann näheres anordnen. 

Beziehen die Berechtigten die im Abſ. 4 bezeichneten Arzneimittel 
zu einem Preiſe, der die Feſtſetzung nicht überſteigt, aus einer Apotheke, 
ſo kann der Regierungspräſident anordnen, daß die Kaſſe die Bezahlung 
nicht deshalb ablehnen darf, weil ſie nach Abſ. 1 mit Perſonen, die 
nicht Apothekenbeſitzer oder -verwalter find, niedrigere Preiſe ver⸗ 
einbart hat. 

il 

Erſtreckt ſich ein Knappſchaftsverein oder eine beſondere Kranken⸗ 
kaſſe ($ 168a) über die Bezirke mehrerer Oberverſicherungsämter, fo 
werden die in den §§ 171 Abſ. 3 und 4, 171g Abf. 2, 171 ga 
Abſ. 1 und 3, 1711 Abſ. 2 bezeichneten Aufgaben von demjenigen 
Oberverſicherungsamte wahrgenommen, in deſſen Bezirke der Verein oder 
die Kaſſe den Sitz hat. 

9 

Die mit Arzten, Zahnärzten, Krankenhäuſern und Apothekern oder 

anderen Perſonen, welche die dem freien Verkehr überlaſſenen Arznei⸗ 


„ 


mittel feilhalten (§ 1711 Abſ. 1), abgeſchloſſenen Verträge find dem 
Oberbergamte mitzuteilen. 


11. Im § 172 erhalten die Abſ. 1 und 2 folgende Faſſung: 


Diejenigen Arbeiter, welche gemäß § 171 Abſ. 1 und 3 der 
Krankenkaſſe des Knappſchaftsvereins oder einer beſonderen Kranken⸗ 
kaſſe ($ 168 a) als Mitglieder angehören, ſowie diejenigen Beamten, 
deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt zweitauſend Mark an Ent- 
gelt nicht überſteigt, find ohne Antrag als Mitglieder in die Penſions⸗ 
kaſſe des Knappſchaftsvereins aufzunehmen, ſofern ſie den in den 
Satzungen aufgeſtellten Erforderniſſen über Lebensalter und Geſundheit 
genügen. Als Erfordernis für die Aufnahme darf das Mindeſtlebens⸗ 
alter nicht über achtzehn Jahre und das Höchſtlebensalter nicht unter 
vierzig Jahre feſtgeſetzt werden. 

Die Beamten mit einem regelmäßigen Jahresarbeitsverdienſte von 
mehr als zweitauſend Mark ſind, auch wenn ihr jährliches Geſamt⸗ 
einkommen viertauſend Mark überſteigt, unter den im Abſ.! bezeich- 
neten Vorausſetzungen berechtigt, den Penſionskaſſen als Mitglieder 
beizutreten. 


12. Im § 173 werden die Abſ. 2 bis 4 durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Die Anſprüche des Unterſtützungsberechtigten auf die Leiſtungen 

der Knappſchaftsvereine und Krankenkaſſen können mit rechtlicher Wir⸗ 
kung übertragen, verpfändet und gepfändet werden nur wegen: 


1. eines Vorſchuſſes, den der Berechtigte auf ſeine Anſprüche vor 
Anweiſung der Leiſtungen vom Arbeitgeber oder von einem Organe 
des Knappſchaftsvereins oder der Krankenkaſſe oder einem ſeiner 
Mitglieder erhalten hat; 


2. der im § 850 Abſ. 4 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Forde— 
rungen; 

3. der Forderungen der nach § 1531 der Reichsverſicherungsordnung 
erſatzberechtigten Gemeinden und Armenverbände ſowie Arbeit- 
geber und Kaſſen, die an ihre Stelle getreten find; die Übertragung, 
Verpfändung und Pfändung iſt nur in Höhe der geſetzlichen 
Erſatzanſprüche zuläſſig ; 

4. rückſtändiger Beiträge, die nicht ſeit länger als drei Monaten 
fällig ſind. 

Ausnahmsweiſe darf der Berechtigte auch in anderen Fällen den An⸗ 
ſpruch mit Genehmigung der zuſtändigen Behörde ganz oder zum Teil 
auf andere übertragen. Welche Behörde zuſtändig iſt, beſtimmt der 
Miniſter für Handel und Gewerbe. 
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Die Ansprüche dürfen nur aufgerechnet werden auf: 
1. Erſatzforderungen für Beträge, die der Berechtigte in den Fällen 
des F 1542 der Reichsverſicherungsordnung oder aus der reichs⸗ 
geſetzlichen Unfallverſicherung bezog, aber an den Knappſchafts⸗ 
verein oder die Krankenkaſſe zu erſtatten hat; 
geſchuldete Beiträge 
gezahlte Vorſchüſſe, 
zu Unrecht gezahlte Kaſſenleiſtungen; 
Koſten des Verfahrens, die der Berechtigte zu erſtatten hat; 
6. Geldſtrafen, welche die Kaſſenleitung verhängt hat. 
Anſprüche auf Krankengeld dürfen nur bis zur Hälfte aufgerechnet 
werden. 
13. Im $ 174 wird hinter Abſ. 1 als neuer Abſ. 2 eingefügt: 

a Bei Arbeitsunfähigkeit ſind für die Dauer der Krankenhilfe keine 
Beiträge zu den Krankenkaſſen zu entrichten. Das gleiche gilt während 
des Bezugs des Wochen- und des Schwangerengeldes. 

14. Im § 179 Abſ. 1 Satz 1 wird vor den Worten „unmittelbarer Ab⸗ 
ſtimmung“ eingefügt: „geheimer und“, hinter Abſ. 1 wird als neuer Abſ. 2 ein- 
geſchaltet: 


Knappſchaftsinvaliden können als Alteſte gewählt werden, wenn 
ſie als beitrittspflichtige oder als freiwillige Mitglieder Beiträge zur 
Krankenkaſſe eines Knappſchaftsvereins oder zu einer beſonderen Kranken⸗ 
kaſſe (§ 168 a) zahlen. 

15. § 180 Abſ. 1 wird durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Die Mitglieder des Knappſchaftsvorſtandes werden zur einen 
Hälfte aus den Werksbeſitzern oder aus deren Vertretern ($$ 117, 127, 
134), zur anderen Hälfte in geheimer Wahl aus den nach § 179 
Abſ. 1 und 2 gewählten und nach § 171 Abſ. 1 bis 3 beitritts⸗ 
pflichtigen Knappſchaftsälteſten gewählt. 

Bei Knappſchaftsvereinen mit beſonderen Krankenkaſſen für alle 
Vereinswerke (§ 168 a) werden die Vertreter der Mitglieder im Knapp⸗ 
ſchaftsvorſtande nur aus den nach $ 179 Abſ. 1 gewählten und nach 
$ 171 Abſ. 1 bis 3 beitrittspflichtigen Knappſchaftsälteſten gewählt. 

16. Im § 180 a wird im Abſ. 1 hinter dem Worte „erfolgen“ ein⸗ 
geſchaltet: „vorbehaltlich des Abſ. 4“ und am Schluſſe als neuer Abſ. 4 angefügt: 

Der Antrag auf Befreiung von dem Beitrittszwange zur Kranken⸗ 
kaſſe (§ 171 a) bedarf der Zuſtimmung der Mehrheit der Stimmen 
ſowohl aus der Gruppe der Arbeitgeber als auch der Mitglieder im 
Vorſtande. 


17. Im § 181 Abſ. 1 fallen Satz 3 bis 6 weg. 
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18. Hinter $ 181 werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 


$ 181a. 

Die laufende Verwaltung kann durch die Satzung einem oder 
mehreren Vorſtandsmitgliedern oder Beamten (der Verwaltung) über⸗ 
tragen werden. Die Verwaltung entſcheidet über alle aus der Satzung 
ſich ergebenden Rechte und Pflichten der Mitglieder, ſofern nicht der 
Vorſtand die Entſcheidung ſich ſelbſt vorbehalten oder einem nach 
näherer Beſtimmung der Satzung beſtellten Ausſchuß übertragen hat. 
Die Entſcheidung über Anträge auf Invaliditätserklärung ſowie die 
Feſtſetzung der aus der Penſionskaſſe zu gewährenden Unterſtützungen 
bleibt indeſſen ſtets dem Vorſtand oder dem Ausſchuſſe vorbehalten. 
Auf die Zuſammenſetzung ſolcher Ausſchüſſe findet $ 180 Anwendung. 
Ihre Wahl erfolgt durch den Vorſtand, ſofern dieſe Wahl nicht durch 
die Satzung der Generalverſammlung vorbehalten iſt. Für die Wahl 
durch den Vorſtand gilt § 181 e Abſ. 2 entſprechend. 

Der Vorſtand oder Ausſchuß entſcheidet über Anſprüche auf 
Leiſtungen der Krankenkaſſe und der Penſionskaſſe ſowie über das 
Mitgliedverhältnis und die zu entrichtenden Eintrittsgelder und Beiträge 
nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. 

$ 18laa, 

Gegen Entſcheidungen der Verwaltung über Anſprüche auf 
Leiſtungen der Krankenkaſſe ſowie über das Mitgliedverhältnis zur 
Krankenkaſſe und die zu dieſer zu entrichtenden Eintrittsgelder und 
Beiträge kann die Entſcheidung des Vorſtandes oder eines nach § 181 
Abſ. 1 zu beſtellenden Ausſchuſſes angerufen werden. 

Der Antrag auf Entſcheidung des Vorſtandes oder Ausſchuſſes 
iſt binnen einem Monate nach Bekanntgabe des Beſcheids der Ver⸗ 
waltung ſchriftlich bei dieſer anzubringen. 

Minderjährige, die das ſechzehnte Lebensjahr vollendet haben, 
können ſelbſtändig den Antrag für ſich ſtellen und ihn ſelbſtändig 
verfolgen. 

Der $ 181a Abſ. 2 gilt entſprechend. 


§ 181 b. 

Für einen einzelnen Knappſchaftsverein oder eine beſondere Kranken⸗ 
kaſſe ($ 168 a) kann die Entſcheidung der im § 181aa Abſ. 1 be⸗ 
zeichneten Angelegenheiten durch den Miniſter für Handel und Gewerbe 
nach Anhörung des Vereins dem Verſicherungsamte ($ 36 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung) an Stelle des Vorſtandes oder Ausſchuſſes über⸗ 
tragen werden. In dieſem Falle regelt ſich das Verfahren entſprechend 
nach den für das Verſicherungsamt geltenden Beſtimmungen. 

24 * 
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$ 181e. 


Entſcheidungen der Verwaltung über die im § 181 aa Abſ. 1 
bezeichneten Angelegenheiten müſſen den Vermerk enthalten, daß ſie 
unanfechtbar werden, wenn nicht rechtzeitig die Entſcheidung des Vor⸗ 
ſtandes oder Ausſchuſſes oder des Verſicherungsamts angerufen wird. 
Inſoweit Entſcheidungen auf Grund von Krankenſcheinen erfolgen, 
genügt es, daß der Krankenſchein den bezeichneten Vermerk enthält. 


19. Die bisherigen $$ 181 a und 181b erhalten die Bezeichnung 181d 
und 181e. 


20. § 181e (bisher 181 b) Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Generalverſammlung beſteht aus den Werksbeſitzern oder 
ihren Vertretern (§ 180 Abſ. 1) und aus Knappſchaftsälteſten oder 
aus Abgeordneten der Knappſchaftsälteſten, welche nach näherer Be⸗ 
ſtimmung der Satzung von den Knappſchaftsälteſten in geheimer 
Wahl aus ihrer Mitte gewählt werden; teilnahmeberechtigt ſind bei 
den Knappſchaftsvereinen mit beſonderen Krankenkaſſen für alle Ver⸗ 
einswerke (§ 168 a) die nach $ 179 Abf. 1, bei den übrigen Knapp⸗ 
ſchaftsvereinen die nach § 179 Abſ. 1 und 2 gewählten Knappſchafts⸗ 
älteſten. 


21. Im § 182 b find nach Nr. 1 die folgenden Nummern 2 und 3 
einzuſchalten, ſo daß die bisherige Nr. 2 die Benennung Nr. 4 erhält: 
2. Die Vertreter der Mitglieder im Krankenkaſſenvorſtande werden aus 
den im § 180 Abſ. 1 bezeichneten Knappſchaftsälteſten gewählt. 
3. Teilnahmeberechtigt an der Generalverſammlung ſind die nach § 179 
Abſ. 1 und 2 gewählten Knappſchaftsälteſten. 


22. Im $ 186 werden die Abſ. 2 und 3 durch folgende Vorſchriften erſetzt: 
Gegen Entſcheidungen des Vorſtandes oder Ausſchuſſes oder des 
Verſicherungsamts über die in den §§ 181 Abſ. 1 Satz 3 und 
181 aa Abſ. 1 bezeichneten Angelegenheiten findet unter Ausſchluß des 
ordentlichen Rechtswegs die Berufung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung 
ſtatt. Die Berufung muß bei Vermeidung des Ausſchluſſes binnen 
einem Monate nach Bekanntgabe der Entſcheidungen eingelegt werden. 
Dieſe müſſen die Bezeichnung des Rechtsmittels, der Rechtsmittelfriſt 
und der für das Rechtsmittel zuſtändigen Behörde enthalten. 

Im übrigen iſt gegen alle Entſcheidungen der zuſtändigen Knapp⸗ 
ſchaftsorgane die im Abſ. 1 bezeichnete Beſchwerde unter Ausſchluß des 
Rechtswegs zuläſſig. Die Vorſchriften im Abſ. 2 Satz 2 und 3 gelten 
entſprechend. 

Minderjährige, die das ſechzehnte Lebensjahr vollendet haben, 
können die Rechtsmittel ſelbſtändig einlegen. 
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93. Im $ 186 a Abſ. 3 werden die Worte: 
„Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung“ 
erſetzt durch die Worte: 
„beſonderen Oberverſicherungsamte (§ 63 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung)”. 
24. Im $ 186b Abſ. 3 wird ſtatt der Worte: 
„im § 181 Abſ. 1“ 
geſetzt: 


2 


„in den $$ 18 1a, 181 aa Abſ. 1“. 
Hinter § 186 f wird folgender § 186 fa eingeſchaltet: 

Der Vorſitzende des Schiedsgerichts kann in allen Sachen ohne 
mündliche Verhandlung eine Vorentſcheidung treffen. 

Gegen die Vorentſcheidung kann entweder die Reviſion an das 
Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten eingelegt oder binnen 
der gleichen Friſt (§ 186“ Abſ. 3) der Antrag auf mündliche Ver⸗ 
handlung geſtellt werden. Die Vorentſcheidung muß hierauf unter 
Angabe der Friſt hinweiſen. f 

Minderjährige, die das ſechzehnte Lebensjahr vollendet haben, 
können ſelbſtändig den Antrag auf mündliche Verhandlung ſtellen. 

Iſt der Antrag auf mündliche Verhandlung verſpätet geſtellt, ſo 
wird er als unzuläſſig verworfen. 

26. § 186 h wird wie folgt geändert: 
a) Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Erſtreckt ſich das Schiedsgericht über den Bezirk mehrerer Knapp⸗ 
ſchaftsvereine, fo werden die Koſten durch den Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts auf die beteiligten Knappſchaftsvereine alljährlich in dem 
Verhältniſſe der auf jeden von ihnen entfallenden, im abgelaufenen Ge⸗ 
ſchäftsjahr erledigten Berufungen verteilt. 

p) Im Abſ. 3 wird ſtatt der Worte: „gegen deſſen Entſcheidung die Be⸗ 
rufung eingelegt iſt“ geſetzt: 

„deſſen Entſcheidung angefochten iſt “. 

27. § 186 f erhält folgende Faſſung: 

Die ſchiedsgerichtliche Entſcheidung der Streitigkeiten nach § 186 
Abſ. 2 kann durch den Miniſter für Handel und Gewerbe einem be— 
ſonderen Oberverſicherungsamte ($ 63 der Reichsverſicherungsordnung) 
übertragen werden. 

Auf die beſonderen Oberverſicherungsämter, welchen die ſchieds⸗ 
gerichtliche Entſcheidung von Knappſchaftsangelegenheiten übertragen iſt, 
finden die Vorſchriften in $$ 186 b bis 186 f, 186 g bis 186 h Abſ. 2 
keine Anwendung. 


28. 


29. 


a) 


b) 


0 
d) 
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Das Verfahren in Knappſchaftsangelegenheiten vor den befonderen 
Oberverſicherungsämtern regelt ſich nach den für dieſe geltenden Be⸗ 
ſtimmungen. 5 

Zu den Koſten des beſonderen Oberverſicherungsamts haben die 
beteiligten Knappſchaftsvereine angemeſſene Beiträge zu leiſten. Die 
Bemeſſung der Beiträge erfolgt nach dem Verhältnis, in welchem die 
die Zahl der auf Grund dieſes Geſetzes eingelegten, im Geſchäftsjahr 
erledigten Berufungen zur Geſamtzahl der vor dem beſonderen Ober⸗ 
verſicherungsamt in demſelben Zeitraum erledigten Berufungen ſteht. 
Eine Verordnung des Miniſters für Handel und Gewerbe regelt das 
Nähere. Die Feſtſetzung der Beiträge erfolgt durch den Miniſter für 
Handel und Gewerbe oder die von ihm dazu ermächtigte Behörde. 


Im § 186 k werden eingefügt: 

im Abſ. 1 hinter dem Worte: „Schiedsgerichte“ die Worte: „oder be⸗ 
ſonderen Oberverſicherungsamte “,; 

im Abſ. 2 hinter dem Worte: „Schiedsgericht“ die Worte: „oder be⸗ 
ſondere Oberverſicherungsamt“; 

im Abſ. 4 hinter dem Worte: „Schiedsgerichts“ die Worte: „oder 
beſonderen Oberverſicherungsamts “. 


§ 1862 wird wie folgt geändert: 

Im Abſ. 1 werden hinter dem Worte: „Schiedsgerichte“ die Worte: 
„oder beſonderen Oberverſicherungsämter“ eingefügt. 

Hinter Abſ. 1 wird als neuer Abſ. 2 eingeſchaltet: 

Die Reviſion findet nicht ſtatt gegen Entſcheidungen der Schieds⸗ 
gerichte oder beſonderen Oberverſicherungsämter, welche das Mitglied⸗ 
verhältnis zur Krankenkaſſe oder die zu dieſer Kaſſe zu entrichtenden 
Eintrittsgelder und Beiträge betreffen. Außerdem iſt bei Anſprüchen 
auf Leiſtungen der Krankenkaſſe die Reviſion ausgeſchloſſen, wenn es 
ſich handelt um: 

1. die Höhe des Kranken-, Haus⸗ oder Sterbegeldes; 
2. Unterftügungsfälle, in denen der Kranke nicht oder weniger als 
acht Wochen arbeitsunfähig war; 
Wochenhilfe; 
Familienhilfe 
Abfindung; 
Koſten des Verfahrens. 
Im Abſ. 3 (bisher Ab. 2) wird ſtatt des Wortes: „Schiedsgerichts“ 
geſetzt: „Berufungsgerichts “. 5 
Hinter Abſ. 3 wird als neuer Abſ. 4 eingeſchaltet: 
$ 186 Abſ. 4 gilt entſprechend. 
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e) Im Abſ. 7 (bisher Abſ. 5) Satz 1 wird ſtatt der Worte: „Schieds⸗ 
gericht oder an den Vorſtand“ geſetzt: „Berufungsgericht oder an den 
Vorſtand oder Ausſchuß oder das Verſicherungsamt “. 


30. Im § 186 m Abſ. 2 wird ſtatt der Worte: „SS 186b bis 186 h“ 
geſetzt: „§§ 186 b bis 186 f, 186g, 186 h“. 
31. § 186 0 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Die öffentlichen Behörden ſind verpflichtet, den im Vollzuge dieſes 
Geſetzes an ſie ergehenden Erſuchen des Oberſchiedsgerichts, der Schieds⸗ 
gerichte und beſonderen Oberverſicherungsämter, anderer öffentlicher Be⸗ 
hörden, der Vorſtände der Knappſchaftsvereine und beſonderen Kranken⸗ 
kaſſen ($ 168 a) ſowie der Ausſchüſſe ($ 181 a, § 181 aa Abſ. 1 und 
§ 181d Abſ. 2 Nr. 3) und der Verſicherungsämter (§ 181 b) zu ent⸗ 
ſprechen und den Organen der Knappſchaftsvereine auch unaufgefordert 
alle Mitteilungen zukommen zu laſſen, welche für deren Geſchäftsbetrieb 
von Wichtigkeit ſind. Die gleiche Verpflichtung liegt den Organen 
der Knappſchaftsvereine gegeneinander und gegenüber den Behörden 
ſowie den Organen der Träger der reichsgeſetzlichen Verſicherung ob. 


Artikel I. 


Die nachſtehend bezeichneten Vorſchriften des Siebenten Titels im All⸗ 
gemeinen Berggeſetze vom 24. Juni 1865/19. Juni 1906 (Geſetzſamml. 1865 
S. 705, 1906 S. 199) werden wie folgt abgeändert: 

1. § 172 Abſ. 3 fällt weg. 

2. Hinter § 172 werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 


§ 172. 

Für die Beamten kann eine beſondere Abteilung der Penſions⸗ 
kaſſe eingerichtet werden. Geſchieht dies, ſo iſt die Rechnungsführung 
nach Arbeiterabteilung und Beamtenabteilung getrennt vorzunehmen. 

Für den im Abſ. 1 bezeichneten Fall kann durch die Satzung 
beſtimmt werden: 

1. daß die im § 172 Abſ. 2 bezeichneten Beamten mit einem regel⸗ 
mäßigen Jahresarbeitsverdienſte von mehr als zweitauſend bis 
fünftauſend Mark zum Beitritte zur Penſionskaſſe und die Werks⸗ 
beſitzer zur Beitragsleiſtung für dieſe Beamten nach § 174 Abſ. 1 
Satz 2 verpflichtet find; i 

2. daß die Mitglieder der beſonderen Abteilung nach näherer Be⸗ 
ſtimmung der Satzung an den Entſcheidungen der Vereinsorgane 
über die Leiſtungen der Abteilung zu beteiligen ſind. 

Über die Bildung der beſonderen Beamtenabteilung (Abſ. 1) und 
die für dieſen Fall zu treffenden Satzungsbeſtimmungen beſchließt die 
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Generalverſammlung. Ihr Beſchluß bedarf der Beſtätigung des Ober- 
bergamts. 

> Wird die Bildung der beſonderen Beamtenabteilung oder werden 
die für die beſondere Beamtenabteilung zu treffenden Satzungsbeſtim⸗ 
mungen von der Generalverſammlung nicht beſchloſſen, ſo entſcheidet 
auf Antrag der Mehrheit der Werksbeſitzer oder der Mehrheit der Be⸗ 
amten der Miniſter für Handel und Gewerbe nach Anhörung des 
Knappſchaftsvorſtandes darüber, ob die Bildung der beſonderen Be⸗ 
amtenabteilung zu erfolgen hat und welche Satzungsbeſtimmungen als 
beſchloſſen anzuſehen ſind. 

$ 172. 

Iſt ein Knappſchaftsverein weder Zuſchußkaſſe im Sinne des 
§ 387 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 989) noch als Erſatzkaſſe im Sinne des § 388 
dieſes Geſetzes zugelaſſen oder bei einer als Erſatzkaſſe zugelaſſenen Ver⸗ 
einigung von Knappſchaftsvereinen beteiligt, jo kann die Satzung bes 
ſtimmen, daß die Beamten der Penſionskaſſe als Mitglieder nicht an⸗ 
gehören und, ſoweit ſie ihr bisher angehört haben, ausſcheiden. Für 
den letzteren Fall hat die Satzung zugleich über die Erhaltung der bis 
zu dem Ausſcheiden erworbenen Anſprüche der Beamten auf die Penſions⸗ 
kaſſenleiſtungen Beſtimmung zu treffen. 

Kommt ein Beſchluß der Generalverſammlung nach Abſ. 1 nicht 
zuſtande, ſo entſcheidet auf Antrag der Mehrheit der Werksbeſitzer oder 
der Mehrheit der Beamten der Miniſter für Handel und Gewerbe nach 
Anhörung des Knappſchaftsvorſtandes darüber, ob die Mitgliedfchaft 
aufzuheben iſt und welche Satzungsbeſtimmungen als beſchloſſen an⸗ 
zuſehen ſind. 

3. Im § 175 Abſ. 3 wird ſtatt des Wortes „Invalidenunterſtützungen“ 
geſetzt: „Invaliden- und Witwenunterſtützungen “. 

4. Im § 177 b fallen Satz 2 und 3 fort. 

5. Hinter $ 177 werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 


$ 177ea. 

Knappſchaftsvereine können ſich auch freiwillig zu einem Niid- 
verſicherungsverbande vereinigen. Über dieſe Vereinigung beſchließen 
die Vorſtände der beteiligten Vereine, ſoweit in der Satzung der einzelnen 
Vereine dieſe Befugnis dem Vorſtand übertragen iſt, ſonſt die General⸗ 
verſammlungen. Der Beſchluß jedes einzelnen Vereins bedarf der Zu⸗ 
ſtimmung des Oberbergamts. 

$ 177 0b. 

Für die Aufſtellung der Satzungen in den Fällen der §§ 177 b 

und 177ca gelten die $$ 169 bis 170 a entſprechend. 
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le Rückverſicherungsverbände erlangen durch die Beſtätigung 
ihrer Satzungen die Rechtsfähigkeit. 


Artikel III. 


; Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, die durch dieſes Geſetz 
abgeändert werden, treten an deren Stelle die entſprechenden neuen Vorſchriften. 


Artikel IV. 


1. Die Vorſchriften im Artikel I dieſes Geſetzes treten zu dem Zeitpunkt 
in Kraft, der für das Inkrafttreten der Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 509) über die Krankenverſicherung nach 
Artikel 4 des Einführungsgeſetzes zur Reichsverſicherungsordnung von demſelben 
Tage (Reichs⸗Geſetzbl. S. 839) durch Kaiſerliche Verordnung feſtgeſetzt wird. 

Jedoch treten die §§ 171 Abſ. 2 und 5 und 172 Abſ. 1 und 2 für die 
Werksbeamten vom Tage der Verkündung dieſes Geſetzes an mit der Maßgabe 
in Kraft, daß ſich die Höhe des für ihre Verſicherungspflicht bei der Krankenkaſſe 
maßgebenden regelmäßigen Jahresarbeitsverdienſtes bis zu dem im Abſ. 1 be⸗ 
zeichneten Zeitpunkte nach den bisherigen Beſtimmungen richtet. 

Vertragsverhältniſſe, die zu dem im Abf. 1 bezeichneten Zeitpunkte zwiſchen 
Knappſchaftsvereinen, ſoweit ſie Krankenkaſſenleiſtungen gewähren, und Kranken⸗ 
häuſern beſtehen, enden ſpäteſtens zwei Jahre nach dieſem Zeitpunkte, ſoweit ſie 
der Anwendung des § 171g Abſ. 2 entgegenſtehen. 

ſt zu dem im Abſ. 1 bezeichneten Zeitpunkt ein Verfahren über die im 
$ 181aa Abſ. 1 erwähnten Angelegenheiten bereits anhängig, ſo wird es nach 
den bisher geltenden Vorſchriften erledigt. 


2. Die Vorſchriften im Artikel II dieſes Geſetzes treten zu dem Zeitpunkt 
in Kraft, der für das Inkrafttreten des Verſicherungsgeſetzes für Angeftellte vom 
20. Dezember 1911 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 989) nach 9 399 Abſ. 2 durch Kaiſerliche 
Verordnung beſtimmt wird. 

Innerhalb der erſten zehn Jahre nach dem im vorſtehenden Abſatze be⸗ 
zeichneten Zeitpunkte find im Falle des $ 1728 die Beamten, die bisher Mit- 
glieder der Penſionskaſſe waren, berechtigt, die Mitgliedſchaft fortzuſetzen. 

3. Die Vorſchriften der SS 1770 und 177 b finden auf die beſtehende 
knappſchaftliche Rückverſicherungsanſtalt auf Gegenſeitigkeit zu Berlin dann An⸗ 
wendung, wenn ſich die Anſtalt durch ihre Satzung dieſen Vorſchriften unterwirft. 
Den Beſchluß über die Satzungsänderung faßt die Hauptverſammlung. Der 
Beſchluß bedarf der Beſtätigung durch den Miniſter für Handel und Gewerbe 
und den Miniſter des Innern. 

4. Mit der Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Miniſter für Handel und 
Gewerbe beauftragt. 

Geſezſammlung 1912. Mr. 11207.) 25 
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Artikel V. 

Sofern bis zu dem im Artikel IV Abſ. 1 bezeichneten Tage die Satzung 
eines Knappſchaftsvereins oder einer beſonderen Krankenkaſſe ($ 168 a) die nach 
Artikel 1 des gegenwärtigen Geſetzes erforderlichen Anderungen nicht erfahren 
haben ſollte, werden dieſe Anderungen durch das zuständige Oberbergamt mit 
rechtsverbindlicher Wirkung von Auſſichts wegen vollzogen. 


Artikel VI. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe wird ermächtigt, den Text des 
Siebenten Titels im Allgemeinen Berggeſetze vom 24. Juni 1865, wie er ſich 
aus den Anderungen durch das Geſetz vom 19. Juni 1906 und durch das gegen⸗ 
wärtige Geſetz ergibt, mit der Überſchrift: „Knappſchaftsgeſetz“ unter ſelbſtändiger 
fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen durch die Geſetzſammlung bekannt 
zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 3. Juni 1912. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 8 

1. das am 18. März 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft Binningen in Binningen im Kreiſe Cochem 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 27 S. 183, 
ausgegeben am 6. Juni 1912; 

2. das am 29. März 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich- 
verband für eine Sommerbedeichung auf dem linken Eiderufer in den 
Gemarkungen Breiholz und Hamdorf im Kreiſe Rendsburg durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 24 S. 297, aus 
gegeben am 11. Mai 1912, : 


S 


| 
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ee 


das am 1. April 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ und 


Bewäſſerungsgenoſſenſchaft Seifen in Seifen im Kreiſe Altenkirchen durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 22 S. 149, aus⸗ 
gegeben am 9. Mai 1912; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 9. April 1912, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Gemeinde Ruß im Kreiſe Heydekrug für den 
Bau einer feſten Brücke über den Atmathſtrom bei Ruß, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 20 S. 167, aus⸗ 
gegeben am 16. Mai 1912; 


das am 14. April 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft Enſtedt in Stübbek im Kreiſe Apenrade durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 25 S. 313, 
ausgegeben am 18. Mai 1912; 


das am 14. April 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft Freyſtadt-Langenau in Freyſtadt im Kreiſe 
Roſenberg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder 
Nr. 21 S. 256, ausgegeben am 23. Mai 1912; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 19. April 1912, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadt Schwerin a. W. für den Bau eines 
Verkehrs⸗ und Winterſchutzhafens mit Nebenanlagen und Gleisanſchluß, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 21 S. 205, 
ausgegeben am 21. Mai 1912; 


das am 19. April 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich 


verband Büngerkoog, Gemarkung Dörpſtedt, im Kreiſe Schleswig durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 28 S. 335, 
ausgegeben am 1. Juni 1912; 


das am 22. April 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Hamm⸗ 


Moor⸗Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Geeſtenſeth im Kreiſe Geeſtemünde 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 21 S. 223, 
ausgegeben am 24. Mai 1912; 

das am 22. April 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent und 
Bewäſſerungsverband Langenau im Danziger Deichverbande zu Langenau 
im Kreiſe Danziger Höhe durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Danzig Nr. 22 S. 191, ausgegeben am 1. Juni 1912, 

das am 22. April 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Hohenfelde- 
Sollnitzer Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Hohenfelde im Kreiſe Lauen⸗ 
burg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 23 
S. 179, ausgegeben am 6. Juni 1912; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Mai 1912, betreffend die Verleihung des 
Rechtes an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Elektrizitätswerk Aktiengeſellſchaft 
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in Eſſen a. d. Ruhr, das Wegeeigentum in den Gemeinden Nieder⸗ und 
Ober Elfringhauſen im Kreiſe Hattingen und Nächſtebreck im Kreiſe 
Schwelm, welches für die Herſtellung einer Gasfernleitung von Eſſen 
nach dem Bergiſchen Lande in Anſpruch genommen werden muß, im Wege 
der Enteignung zu erwerben oder, ſoweit dies ausreicht, mit einer 
dauernden Beſchränkung zu belaſten, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Arnsberg Nr. 23 S. 529, ausgegeben am 7. Juni 1912, 
13. der am 6. Mai 1912 Allerhöchſt vollzogene 2. Nachtrag zu dem Statute 
vom 16. Januar 1884 für die Drainagegenoſſenſchaft zu Pietze und 
Gaſchowitz im Kreiſe Rybnik durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Oppeln Nr. 22 S. 211, ausgegeben am 31. Mai 1912. 
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